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Im Focus
Pfändbarkeit der Energiepreispauschale 
Die Energiepreispauschale gemäß § 112 ff. EStG ist pfändbar. Sie ist als (vorzeitige) Steuererstattung einzustufen. Dies hat das 
Amtsgericht (AG) Norderstedt mit Beschluss vom 15.09.2022 – 66 IN 90/19 – entschieden.  
Im fraglichen Fall wurde über das Vermögen eines angestellten Zahnarztes das Insolvenzverfahren eröffnet. Im August 2022 
 beantragte er, dass die Energiepreispauschale in Höhe von 300 € freigegeben wird. Er hielt die Pauschale für unpfändbar. 
Das Amtsgericht (AG) Norderstedt hält demgegenüber die Energiepreispauschale für pfändbar. Nach seiner Auffassung sei die 
 diese kein Arbeitseinkommen, eine Unpfändbarkeit ergäbe sich damit auch nicht aus den §§ 850 ff ZPO. Zwar entstamme die 
 Zahlung faktisch der Brutto-Lohnzahlung des Arbeitgebers. Da sie steuerrechtlich aber der einzubehaltenden Lohnsteuer zu ent-
nehmen sei (§ 117 Abs. 2 S. 2 EStG), sei sie dem steuerlichen Bereich zuzuordnen und daher nicht als Arbeitslohn zu betrachten. 
Die Energiepreispauschale komme aufgrund der gesetzlichen Ausgestaltung am ehesten einer (vorzeitigen) Steuererstattung gleich. 
Der Staat verzichte auf einen Lohnanteil, wodurch eine Auszahlung an den Bürger generiert werde. Steuererstattungsansprüche 
seien gemäß § 46 Abs. 1 AO grundsätzlich pfändbar. 
Auch eine Unpfändbarkeit nach § 851 BGB komme nicht in Betracht, so das Gericht, da es insofern an einer Zweckbindung fehle. 
Es sei unklar, welchen genauen Zweck die Energiepreispauschale verfolgen soll. Zudem werde an keiner Stelle die Abtretung oder 
(Ver)Pfändung ausgeschlossen. Der Schuldner könne vielmehr frei entscheiden, wofür er die Pauschale ausgibt. 
Die Energiepreispauschale stellt nach Ansicht des AG auch keine Sozialleistung dar, die gemäß § 54 SGB I unpfändbar ist. Denn es 
handele sich dabei nicht einmal um eine Zahlung, sondern um einen Steuerverzicht. Ferner sei sie auch nicht im SGB geregelt. Mit 
der Energiepreispauschale sei auch keine Bedürftigkeitsprüfung oder Rückzahlungsverpflichtung verbunden. 
                                                                                                                                                                                                             > DokNr. 22006497 

Anhebung der Stromabschlagszahlung ohne Preiserhöhung? 
Das Landgericht (LG) Berlin hat einem Energieversorger untersagt, Abschlagszahlungen seiner Kunden während des Abrech-
nungszeitraums einseitig und ohne wirksame Preiserhöhung anzuheben: eine bloße Änderung der Beschaffungspreises berechti-
ge nicht zu einer Erhöhung von Abschlagsforderungen, so das LG mit Urteil vom 01.09.2022 – 52 O 117/22.  
Die Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) hatte gegen erhebliche Erhöhungen von bis zu 40% der monatlichen Abschläge 
 geklagt. Die Erhöhung betraf auch Kunden, die einen Vertrag mit eingeschränkter Preisgarantie abgeschlossen hatten. Preisan-
passungen waren danach während der vereinbarten Laufzeit nur zulässig, wenn sich staatlich regulierte Preisbestandteile wie 
Steuern und Abgaben änderten. Das galt nicht für gestiegene Strombeschaffungskosten.  
Das Gericht hielt eine Anpassung der Abschläge zwar für grundsätzlich zulässig, wenn sich der zu zahlende Strompreis während 
des Abrechnungszeitraums erhöht. Der Energieversorger habe sich aber nicht an den vereinbarten Anpassungsmechanismus ge-
halten und damit vertragswidrig gehandelt. Eine bloße Änderung der Beschaffungspreises berechtige nicht zu einer Erhöhung von 
Abschlagsforderungen. Nach den eigenen Geschäftsbedingungen hätte das EVU erst den Strompreis wirksam erhöhen müssen, 
um anschließend die Abschlagszahlungen für den restlichen Abrechnungszeitraum an den höheren Preis anzupassen. Das hatte er 
nicht getan. Bei Kunden mit eingeschränkter Preisgarantie wäre eine wirksame Preiserhöhung wegen gestiegener Beschaffungs-
kosten auch gar nicht möglich gewesen. Das war durch die Garantie vertraglich ausgeschlossen.  
Seit einiger Zeit und verstärkt in der sich zuspitzenden Energiekrise geht der vzbv gegen rechtlich fragwürdiges Verhalten von 
Energieversorgern vor. Im Fokus stehen dabei vor allem unberechtigte Preisanpassungen, fehlerhafte Erhöhungsschreiben und 
Abschlagszahlungen. Durch Musterfeststellungsklagen sollen wichtige Rechtsfragen in diesem Zusammenhang geklärt werden. 
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